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II DIE MANDANTEN I INFORMATION 

Themen dieser Ausgabe 

■ Anzahl der Gewerbebetriebe nach Hinzuerwerb eines 
Betriebs 

■ Verspätungszuschlag bei erheblich verspäteter Ab­
gabe der Steuererklärung 

■ Kindergeld nach dreimonatiger Ausbildung 

Ausgabe Oktober 2026 

Sehr geehrte Mandantin, 
sehr geehrter Mandant, 

■ Keine Erbschaftsteuerfreiheit für künftiges 
Familienheim 

■ Einführung einer "Frühstartrente" geplant 

■ Termine: Steuer und Sozialversicherung 

auch mit unserer Oktober-Ausgabe möchten wir Sie wieder über wichtige aktuelle Neuerungen aus dem Steuer- und 
Wirtschaftsrecht informieren (Rechtsstand: 28.8.2026). 

■ STEUER- UND WIRTSCHAFTSRECHT 

Unternehmer 

Anzahl der Gewerbebetriebe nach 
Hinzuerwerb eines Betriebs 
Bei Ausübung mehrerer gewerblicher Tätigkeiten ist zu prü­
fen, ob es nur einen einheitlichen Gewerbebetrieb oder ob 
es mehrere selbständige Gewerbebetriebe gibt. Dies hängt 
davon ab, ob die Betätigungen gleichartig oder 

unterschiedlich sind und ob es einen wirtschaftlichen , orga­
nisatorischen und finanziellen Zusammenhang zwischen 
den Betrieben gibt. Diese Prüfung ist auch dann vorzuneh­
men, wenn ein Unternehmer, der bislang nur eine Tätigkeit 
ausübt, einen anderen Gewerbebetrieb hinzuerwirbt oder 
erbt. 

Hintergrund: Eine natürliche Person kann mehrere Gewer­
bebetriebe unterhalten. Es ergeht dann für jeden Gewerbe­
betrieb ein eigener Gewerbesteuermessbescheid. Verluste 
des einen Gewerbebetriebs können nicht mit den Gewinnen 
des anderen Gewerbebetriebs ausgeglichen werden. Dafür 
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wird für jeden eigenständigen Gewerbebetrieb ein Gewerbe­
steuerfreibetrag von 24.500 € berücksichtigt. 

Sachverhalt: Der Kläger betrieb einen Recyclinghof. Unter 
derselben Anschrift führte seine Mutter M einen Schrotthan­
del. Beide Betriebe teilten sich einen Betriebshof mit einer 
gemeinsamen Zufahrt. Im Jahr 2013 starb M, und der Kläger 
erbte ihren Betrieb, den er fortführte. Die Buch- und Konto­
führung blieben getrennt; ebenso blieben die Betriebsschil­
der bestehen. Der Kläger gab zwei getrennte Gewerbesteu­
ererklärungen ab. Nach einer Außenprüfung für die Jahre 
2017 bis 2019 vertrat das Finanzamt die Auffassung, dass 
es nur einen einheitlichen Gewerbebetrieb gebe und erließ 
daher nur einen Gewerbesteuermessbescheid pro Jahr. 
Hiergegen klagte der Kläger. 

Entscheidung: Der Bundesfinanzhof (BFH) verwies die Sa­
che zur weiteren Prüfung an das Finanzgericht (FG) zurück: 

■ Ob ein Unternehmer gewerbesteuerlich einen oder meh­
rere Betriebe führt, hängt zum einen davon ab, ob es sich 
um gleichartige oder unterschiedliche Betätigungen han­
delt. Zum anderen ist entscheidend, ob es einen sachlichen 
Zusammenhang zwischen den Betätigungen gibt. Mit ei­
nem sachlichen Zusammenhang ist ein wirtschaftlicher, or­
ganisatorischer und finanzieller Zusammenhang gemeint. 

■ Bei gleichartigen Tätigkeiten besteht die Vermutung, dass 
es sich um einen einheitlichen Betrieb handelt, wenn nicht 
besondere Umstände dagegensprechen. Diese Vermu­
tung ist widerlegt, wenn kein sachlicher Zusammenhang 
besteht. 

■ Bei ungleichartigen Tätigkeiten besteht dagegen eine Ver­
mutung, dass es sich um mehrere Betriebe handelt. Je­
doch kann ein einheitlicher Betrieb anzunehmen sein, 
wenn ein sachlicher Zusammenhang besteht. Der wirt­
schaftliche Zusammenhang kann vorliegen, wenn das 
Angebot der einen Tätigkeit die andere Tätigkeit ergänzt 
oder Kunden des einen Betriebs an den anderen Betrieb 
weitergeleitet werden. Ein organisatorischer Zusammen­
hang besteht, wenn dieselben Räume genutzt, dieselben 
Arbeitnehmer beschäftigt werden und der Wareneinkauf 
ganz oder teilweise gemeinsam erfolgt. Für einen finanzi­
ellen Zusammenhang sprechen insbesondere die Füh­
rung gemeinsamer Kassen, Aufzeichnungen oder Bank­
konten, eine einheitliche Gewinnermittlung, eine einheitli­
che Kostentragung oder der Ausgleich von Verlusten der 
einen Tätigkeit durch Gewinne der anderen Tätigkeit. 

■ Diese Grundsätze gelten auch, wenn ein Betrieb von einer 
Person auf eine andere natürliche Person, die bereits einen 
Gewerbebetrieb führt, übergeht. 

Hinweise: Das FG muss nun in einem ersten Schritt prüfen, 
ob die Betätigungen gleichartig oder verschieden waren; 
dies umfasst auch die Prüfung, ob die Tätigkeiten einander 
ergänzten, ob es Synergieeffekte zwischen beiden Berei­
chen gab und ob nach dem Tod der M Änderungen der Be­
triebsführung eingetreten sind. In einem zweiten Schritt ist 
dann der sachliche Zusammenhang festzustellen und dem 
Grad der Gleichartigkeit bzw. Ungleichartigkeit gegenüber­
zustellen. 

An sich ist die Annahme eines einheitlichen Gewerbebe­
triebs, wie dies das Finanzamt getan hat, vorteilhaft, weil 
dies die gewerbesteuerliche Verrechnung von Verlusten mit 

Gewinnen ermöglicht. Im Streitfall ging es aber um die Be­
rücksichtigung zweier Investitionsabzugsbeträge, deren 
Höchstbetrag der Kläger für jeden Betrieb ausgeschöpft 
hatte; jedoch hatte der Kläger während des Revisionsverfah­
rens beide Investitionsabzugsbeträge rückgängig gemacht, 
so dass es dem Kläger möglicherweise noch darum geht, für 
jeden Betrieb den gewerbesteuerlichen Freibetrag in Höhe 
von 24.500 € in Anspruch nehmen zu können. 

Alle Steuerzahler 

Verspätungszuschlag bei erheblich 
verspäteter Abgabe der Steuererklärung 
Wird eine Einkommensteuererklärung um 20 Monate ver­
spätet abgegeben, muss das Finanzamt einen Verspätungs­
zuschlag festsetzen, ohne dass es auf das Verschulden des 
Steuerpflichtigen oder seines Beraters ankommt. Ein Ver­
spätungszuschlag in Höhe von 25 € pro Monat der Ver­
spätung, also insgesamt 500 €, ist nicht zu beanstanden, 
auch wenn der Betrag von 500 € höher ist als die nachzu­
zahlende Einkommensteuer. 

Hintergrund: Grundsätzlich müssen Steuerpflichtige, die 
ihre Einkommensteuererklärung durch einen Steuerberater 
erstellen lassen, ihre Steuererklärung bis zum 28.2. bzw. -
in Schaltjahren - bis zum 29.2. des übernächsten Jahres 
beim Finanzamt einreichen. Während der Corona-Krise ist 
diese Abgabefrist gesetzlich verlängert worden. So musste 
z. B. die Einkommensteuererklärung für 2020 erst am 
31.8.2022 abgegeben werden. 

Sachverhalt: Der Kläger war Arbeitnehmer und bezog erst­
mals im Streitjahr 2020 Lohnersatzleistungen, so dass er 
nun zur Abgabe einer Einkommensteuererklärung verpflich­
tet war. Er ließ die Einkommensteuererklärung für 2020 
durch seinen Steuerberater erstellen, der die Erklärung am 
30.4.2024 beim Finanzamt einreichte; Abgabetermin wäre 
der 31 .8.2022 gewesen, so dass die Erklärung 20 Monate 
zu spät einging. Das Finanzamt setzte einen Verspätungs­
zuschlag von 500 € fest, nämlich 25 € pro Monat der Ver­
spätung. Hiergegen klagte der Kläger. 

Entscheidung: Das Finanzgericht Köln (FG) wies die Klage 
ab: 

■ Das Finanzamt war verpflichtet, einen Verspätungszu­
schlag festzusetzen, da der Kläger die Einkommensteuer­
erklärung nicht innerhalb von 14 Monaten nach Ablauf des 
Jahres 2020 bzw. - aufgrund der verlängerten Abgabefrist 
in der Corona-Zeit - nicht innerhalb von 20 Monaten abge­
geben hatte, sondern erst nach 40 Monaten. 

■ Auf ein Verschulden des Klägers oder seines Beraters 
kommt es nach dem Gesetz nicht an. Bei einer verspäteten 
Abgabe von mehr als 14 Monaten - bzw. von mehr als 20 
Monaten für den Veranlagungszeitraum 2020 - ist die 
Festsetzung eines Verspätungszuschlags zwingend 
und steht nicht im Ermessen des Finanzamts. 

■ Das Finanzamt hatte keine Fristverlängerung gewährt und 
zu Recht eine rückwirkende Fristverlängerung abgelehnt. 
Eine rückwirkende Fristverlängerung hätte fehlendes Ver­
schulden vorausgesetzt. Der Kläger hätte sich aber bezüg­
lich seiner Abgabepflicht erkundigen müssen, da er 
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steuerlich beraten war. Soweit der Kläger geltend gemacht 
hat, dass sein Steuerberater infolge einer Flutkatastrophe 
an der Einhaltung der Frist gehindert gewesen sei, fehlten 
konkrete Angaben zum Ausmaß bzw. zur Betroffenheit in­
folge der Flutkatastrophe; dabei ist zu Lasten des Klägers 
zu berücksichtigen, dass die Erklärungsfrist am 31.8.2022 
und damit mehr als ein Jahr nach der Flutkatastrophe en­
dete. 

■ Die Höhe des Verspätungszuschlags von insgesamt 500 € 
ist ebenfalls nicht zu beanstanden. Denn nach dem Gesetz 
beträgt der Mindestbetrag 25 € pro Verspätungsmonat. 

Hinweise: Unbeachtlich war, dass der Verspätungszuschlag 
von 500 € höher war als der Nachzahlungsbetrag im Ein­
kommensteuerbescheid. Maßgeblich für die Höhe des Ver­
spätungszuschlags ist grundsätzlich die festgesetzte Steuer, 
von der 0,25 % pro Monat als Verspätungszuschlag festzu­
setzen sind, mindestens aber 25 € pro Monat. 

Zwar gibt es im Gesetz eine Regelung, nach der sich der 
Verspätungszeitraum verkürzt; dies ist der Fall, wenn der 
Steuerpflichtige zunächst davon ausgehen konnte, dass er 
eine Steuererklärung nicht abgeben muss, dann aber eine 
Aufforderung zur Abgabe der Steuererklärung erhält: In die­
sem Fall wird der Verspätungszuschlag nur für die Monate 
berechnet, die nach dem Ablauf der in der Aufforderung ge­
nannten Frist begonnen haben. 

Für den Kläger galt diese Regelung jedoch nicht. Denn er 
hätte sich fachkundigen Rat bei seinem Steuerberater ein­
holen können und durfte nicht aufgrund der Vorjahre, in de­
nen er zu einer Abgabe der Steuererklärung nicht verpflich­
tet war, davon ausgehen, für 2020 keine Steuererklärung ab­
geben zu müssen. Die hier genannte Regelung ist insbeson­
dere für Rentner gedacht, die erst aufgrund der Aufforderung 
durch das Finanzamt davon erfahren haben, dass sie eine 
Steuererklärung abgegeben müssen. 

Kindergeld auch nach dreimonatiger 
Ausbildung zum Rettungssanitäter 
möglich 
Für ein volljähriges Kind, das eine dreimonatige Ausbildung 
zum Rettungssanitäter abgeschlossen hat, steht diese Aus­
bildung der weiteren Berücksichtigung für Kindergeldzwecke 
nicht entgegen. Die Ausbildung gilt nicht als „Abschluss ei­
ner erstmaligen Berufsausbildung", da sie die grundsätzlich 
erforderliche Ausbi ldungsdauer von mindestens einem Jahr 
unterschreitet. 

Hintergrund: Kindergeld wird auch für volljährige Kinder, die 
das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, u. a. ge­
währt, wenn sie sich in einer Berufsausbildung befinden oder 
diese mangels Ausbildungsplatzes nicht beginnen oder fort­
setzen können. Hat das Kind bereits eine Berufsausbildung 
abgeschlossen, wird Kindergeld nur dann gewährt, wenn 
das Kind keiner Erwerbstätigkeit oder maximal einer Er­
werbstätigkeit mit bis zu 20 Wochenstunden nachgeht. 

Sachverhalt: Die Tochter des Klägers absolvierte nach Ab­
schluss ihrer Schulausbildung einen dreimonatigen Lehr­
gang zur Rettungssanitäterin im Zeitraum von Februar 2023 
bis Mai 2023. Anschließend schloss sie einen Arbeitsvertrag 
als vollzeitbeschäftigte Rettungssanitäterin ab, der bis zum 

31.8.2023 befristet war. Ab September 2023 begann sie ein 
duales Studium bei der Polizei. Die Familienkasse gewährte 
dem Kläger für den Zeitraum Juni 2023 bis einschließlich Au­
gust 2023 kein Kindergeld und begründete dies damit, dass 
die Tochter bereits eine Berufsausbildung abgeschlossen 
und im Zeitraum von Juni bis August 2023 in Vollzeit gear­
beitet habe. 

Entscheidung: Der Bundesfinanzhof (BFH) gab der hierge­
gen gerichteten Klage statt: 

■ Dem Kläger stand Kindergeld für den Zeitraum Juni 2023 
bis einschließlich August 2023 zu; denn seine Tochter war­
tete in diesen Monaten auf den Beginn ihrer ersten Ausbil­
dung, die ab September 2023 beginnen sollte. 

■ Die Ausbildung als Rettungssanitäterin war noch keine 
Erstausbildung. Eine Erstausbildung liegt erst dann vor, 
wenn sie mindestens ein Jahr dauert. Berufliche Ausbil­
dungen dauern in der Regel drei Jahre, mindestens aber 
zwei und höchstens dreieinhalb Jahre. Mit dem Begriff der 
,,Ausbildung" wollte der Gesetzgeber an diese Dauer an­
knüpfen, so dass sog. Kurzqualifizierungen mit einer Dauer 
von weniger als einem Jahr nicht als Erstausbildung erfasst 
werden. Die Ausbildung der Tochter des Klägers zur Ret­
tungssanitäterin dauerte nur drei Monate und war daher 
keine Erstausbildung im Sinne des Gesetzes. 

■ Hätte es sich bei der Ausbildung zur Rettungssanitäterin 
um eine Erstausbildung gehandelt, hätte für den Zeitraum 
Juni 2023 bis einschließlich August 2023 kein Kindergeld­
anspruch des Klägers bestanden, da seine Tochter in die­
sem Zeitraum mehr als 20 Stunden pro Woche gearbeitet 
hat. 

Hinweise: Im Einkommensteuerrecht wird der Begriff der 
Erstausbildung anders geregelt als im Kindergeldrecht. Im 
Einkommensteuerrecht können die Kosten für eine 
Zweitausbildung steuerlich abgesetzt werden, wenn die 
Erstausbildung mindestens ein Jahr gedauert hat. Eine län­
gere Ausbildungsdauer (von mindestens einem Jahr) ist im 
Einkommensteuerrecht also vorteilhaft. 

Im Kindergeldrecht führt eine Erstausbildung von mindes­
tens einem Jahr hingegen dazu, dass eine anschließende 
Erwerbstätigkeit von mehr als 20 Stunden pro Woche zum 
Wegfall des Kindergeldanspruchs führt. Der BFH stellt in sei­
nem Urteil klar, dass diese Unterscheidung vom Gesetzge­
ber gewollt ist, weil es im Einkommensteuerrecht um das 
sog. objektive Nettoprinzip geht, im Kindergeldrecht hinge­
gen um das sog. subjektive Nettoprinzip. 

Keine Erbschaftsteuerfreiheit für 
künftiges Familienheim 
Die Erbschaftsteuerbefreiung für Familienheime greift nicht, 
wenn der Erblasser lediglich geplant hatte, eine vermietete 
Wohnung künftig als Familienheim selbst zu nutzen, zuvor 
aber gestorben ist. 

Hintergrund: Die Vererbung eines Familienheims an den 
Ehegatten, das vom Erblasser zu eigenen Wohnzwecken 
genutzt worden war oder aus zwingenden Gründen nicht zu 
eigenen Wohnzwecken genutzt werden konnte, ist erb­
schaftsteuerfrei, wenn der überlebende Ehegatte das Fami­
lienheim unverzüglich zur Selbstnutzung zu eigenen 
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Wohnzwecken bestimmt. Auch eine Eigentumswohnung 
kann ein Familienheim in diesem Sinne sein. 

Sachverhalt: Die Klägerin erbte Anfang 2022 von ihrem Ehe­
mann E mehrere Immobilien, darunter auch eine vermietete 
Eigentumswohnung. Nach dem Tod des E schloss die Klä­
gerin mit den Mietern der Eigentumswohnung eine Aufhe­
bungsvereinbarung zum 31.3.2022 und zog am 1.4.2022 in 
die Wohnung ein. Der steuerliche Wert der Wohnung betrug 
ca. 930.000 €. Die Klägerin machte die Steuerbefreiung für 
Familienheime geltend; das Finanzamt behandelte die Ei­
gentumswohnung aber als steuerpflichtig und setzte die Erb­
schaftsteuer entsprechend höher fest. 

Entscheidung: Das Finanzgericht Düsseldorf (FG) wies die 
hiergegen gerichtete Klage ab: 

■ Die Klägerin hat kein Familienheim geerbt. Denn weder hat 
ihr verstorbener Ehemann die Wohnung bis zu seinem Tod 
zu eigenen Wohnzwecken genutzt, noch war ihr verstorbe­
ner Ehemann aus zwingenden Gründen an einer Selbst­
nutzung gehindert. 

■ Die Steuerbefreiung für Familienheime kann nicht analog 
auf den Streitfall angewendet werden. Denn der Gesetzge­
ber wollte nur den tatsächlichen Lebensraum der Familie 
von der Erbschaftsteuer ausnehmen. Daher muss der Erb­
lasser die Immobilie tatsächlich selbst zu eigenen Wohn­
zwecken genutzt haben. 

■ Es genügt nicht, dass der E und die Klägerin nach eigenen 
Angaben vorhatten, die Mietwohnung demnächst als Fami­
lienheim zu nutzen. Die Erbschaftsteuer entsteht mit dem 
Tod, so dass Umstände, die danach eintreten, bei der Erb­
schaftsteuer keine Rolle spielen. 

Hinweise: Das Urteil zeigt, dass im Zeitpunkt des Todes die 
Voraussetzungen für Steuerbefreiungen vorliegen müssen. 
Dies erfordert eine rechtzeitige Planung bei der Vermögens­
zuordnung und -gestaltung, da der Zeitpunkt des Todes 
nicht planbar ist. 

Unter Ehegatten kann ein Familienheim auch schenkung­
steuerfrei übertragen werden. Dies setzt jedoch ebenfalls die 
Nutzung zu eigenen Wohnzwecken im Zeitpunkt der Ausfüh­
rung der Schenkung voraus. 

Einführung einer „Frühstartrente" 
Die Bundesregierung plant zum 1.1.2027 die Einführung ei­
ner sog. Frühstartrente. Sie hat im August einen entspre­
chenden Gesetzentwurf beschlossen, der nun noch den 
Bundestag und den Bundesrat passieren muss. Anbei stel­
len wir Ihnen die wichtigsten Eckpunkte des Vorhabens vor: 

■ Mit der Frühstartrente sollen junge Menschen ein Startka­
pital für ihre private Altersvorsorge erhalten. Für Kinder und 

Jugendliche vom vollendeten 6. bis zum vollendeten 18. 
Lebensjahr will der Staat monatlich 10 € in einen individu­
ellen, kapitalgedeckten Standarddepot-Vertrag einzah­
len, wenn ein solcher auf den Namen des Kindes bei einem 
entsprechenden Anbieter abgeschlossen wurde. Die Stan­
darddepot-Verträge sollen frühestens ab dem 1.1.2027 ab­
geschlossen werden können. Zusätzliche Einzahlungen in 
das Standarddepot sollen bis zu einem Betrag von 6.840 € 
pro Jahr möglich sein. 

■ Für Kinder, für die kein individueller Standarddepot-Vertrag 
abgeschlossen wird, soll eine kollektive Anlage am Kapi­
talmarkt erfolgen, die durch die Deutsche Bundesbank 
verwaltet werden soll. Ein individualisierter Anspruch aus 
der kollektiven Anlage soll zu einem späteren Zeitpunkt in 
einen individuellen Standarddepot-Vertrag übertragen wer­
den können. 

■ Anspruchsberechtigt sollen ab dem Geburtsjahrgang 
2020 alle Kinder und Jugendlichen vom vollendeten 6. bis 
zum vollendeten 18. Lebensjahr sein, die ihren ersten 
Wohnsitz im Inland haben. 

■ Die Frühstartrente soll zum 1.1.2027 mit den Geburtsjahr­
gängen 2020 und 2021 starten, für den Jahrgang 2020 soll 
die Frühstartrente rückwirkend zum 1.1.2026 gewährt wer­
den. Ab 2028 soll jährlich der Jahrgang hinzukommen, der 
in dem jeweiligen Jahr das 6. Lebensjahr vollendet. 

■ Der Standarddepot-Vertrag soll bis zum Renteneintritt 
durch eigene Einzahlungen weiter bespart werden kön­
nen. Alternativ soll auch in einen anderen zertifizierten Al­
tersvorsorgevertrag gewechselt werden können. 

■ Die Erträge aus dem Standarddepot-Vertrag sollen bis 
zum Beginn des Renteneintritts steuerfrei bleiben. Die Be­
steuerung soll dann nachgelagert in der Auszahlungs­
phase erfolgen. 

■ Da die Frühstartrentenförderung der Altersvorsorge dient, 
soll eine Auszahlung grundsätzlich nicht vor Vollendung 
des 65. Lebensjahres möglich sein. Eigenbeiträge und die 
darauf entfallenden Erträge sollen jedoch unter Beachtung 
der vertraglichen Regelungen jederzeit entnommen wer­
den können. Die Erträge müssen dann versteuert werden. 

Hinweise: An den oben dargestellten Regelungen können 
sich im laufe des Gesetzgebungsverfahrens noch Änderun­
gen ergeben. Das Verfahren soll bis zum Ende des Jahres 
abgeschlossen werden. Wir halten Sie diesbezüglich an die­
ser Stelle auf dem laufenden. 

Das Bundesfinanzministerium hat zur Frühstartrente einen 
ausführlichen Fragen-und-Antworten-Katalog veröffentlicht, 
den Sie unter folgender Adresse aufrufen können: 
https://www.bundesfinanzministerium.de/Con­
tenUDE/FAQ/fruehstart-rente.html 

Wichtige Termine: Steuer und Sozialversicherung im Oktober 2026 

12.10.2026 

28.10.2026 

Umsatzsteuer; Lohnsteuer, Kirchensteuer zur Lohnsteuer, Solidaritätszuschlag 
Zahlungsschonfrist bis zum 15.10.2026 (gilt nicht bei Barzahlungen und Zahlungen per Scheck) 

Fälligkeit der Beitragsgutschrift der Sozialversicherungsbeiträge beim Sozialversicherungsträger am 28.10.2026 
Einreichen der Beitragsnachweise bei der jeweiligen Krankenkasse (Einzugsstelle) bis zum 26.10.2026 

Alle Beiträge sind nach bestem Wissen erstellt. Eine Haftung für den Inhalt kann jedoch nicht übernommen werden. 
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